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RECHTLICHE UND SOZIOLOGISCHE ASPEKTE VON FORSCHUNGSVERBOTEN

Wolfgang van den Daele

Gesetzliche Beschränkungen der Forschung sind für die Analyse der

Legitimation von Wissenschaft in zweifacher Hinsicht interessant:

Sie zeigen, daß der Anerkennung der Freiheit der Forschung durch

übergeordnete Werte der Gesellschaft Grenzen gezogen sind und

daß die Einhaltung dieser Grenzen nicht der Selbstkontrolle der

Wissenschaft überlassen bleibt.

1. Die 'Sozialbindung' der Wissenschaft

Für die BRD werden die Möglichkeiten, Forschung durch öffentliche

Kontrollen zu begrenzen, ihrerseits begrenzt durch das Grundrecht

des Art. 5 III Grundgesetz, der die Freiheit der Forschung in den

Rang eines Verfassungswerts hebt und nach verbindlicher Auslegung

des Verfassungsgerichts sowohl ein individuelles Abwehrrecht wie

auch eine Garantie der freien Forschung als Institution begründet.''

Es folgt eine (vorläufige) verfassungsrechtliche Analyse verschie¬

dener Beispiele von Forschungsbeschränkungen, die zum Teil gelten,

zum Teil gegenwärtig diskutiert werden.(siehe Tabelle). '

Die Fälle zeigen, daß die Freiheit der Forschung, nicht anders als

etwa das private Eigentum, einer grundsätzlichen 'Sozialbindung1

unterliegt. Sie ist durch konkurrierende Verfassungswerte begrenzt.

Diese Werte reichen, nach der Spezifität des geschützten Rechtsguts

geordnet, von den absoluten Rechten der Subjekte auf Leben, Freiheit,

Eigentum usw. über fundamentale Gemeinschaftsgüter wie Frieden und

öffentliche Sicherheit bis zu gewissen natürlichen Gegebenheiten

des menschlichen Daseins, die nach allgemeiner Rechtsüberzeugung

zur Würde des Menschen gehören, und moralischen Überzeugungen, die

als Bestandteil des Sittengesetzes gelten. Ausgeschlossen sind da¬

gegen Beschränkungen der Forschung zum Schutz von Ideen, Weltbildern

und politischen Idealen. Das Recht auf «Aufklärung1 ist als Teil der

Grundwerte der Verfassung absolut geschützt und kann in keinem Fall

im öffentlichen Interesse entzogen werden.

Die Beschränkungen der Forschung enthalten daher im wesentlichen

nicht Wissensverbote sondern Handlungsverbote. Sie begrenzen die

Untersuchungstechnikenf Insbesondere die Experimentaistrategien,

derer sich die Fcrschvjig bedienen darf und schließen die Reali¬

sierung gewisser durch Forschung erreichbarer Techniken aas. Aller-
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dings ist die unterstellte Trennung von Wissen und Handeln für die

moderne Wissenschaft nur bedingt gültig. Experimentelle Wissenschaft

ist ihrem Verfahren nach technikbezogen und Technikentwicklung ist

in der Gegenwart verwissenschaftlicht. Technikverbote können daher

Wissensverbote implizieren, und Wissensverbote können ein notwen¬

diges Mittel sein, die Entstehung einer Technik zu verhindern. Die

Grenze zum verbotenen Aufklärungsverbot läßt sich durch pragmati¬

schen Rekurs auf die Unterscheidung von Grundlagenforschung, ange¬

wandter Forschung und Technikentwicklung ziehen: Die theoretischen,

letztlich philosophischen Erkenntnisprogramme der klassischen Dis¬

ziplinen sind gegen jede inhaltliche Kontrolle geschützt. Je mehr

sich das Forschungsprogramm jedoch zur Technologieseite hin ver¬

schiebt, um so eher sind Wissensverbote zulässig, wenn sie das not¬

wenige Mittel zum Schutz konkurrierender Rechtsgüter sind.

Die Verwundbarkeit der institutionalisierten Wissenschaft für die

nach diesen Grundsätzen zulässigen Forschungsbeschränkungen nimmt

zu. Im Erkenntnisprogramm der Grundlagenforschung verschiebt sich

der Schwerpunkt von der Physik zur Biologie und den Verhaltens¬

wissenschaften. Leben, Verhalten, Bewußtsein werden bevorzugte
Themen der Forschung. In diesen Bereichen wird die Forschung (das

zeigen die Rechtsfälle) besonders häufig auf normative Schranken

des manipulativen Umgangs mit ihren Gegenständen treffen. 'Viele

Faschungsgebiete sind, nachdem ihre grundsätzlichen theoretischen

Probleme geklärt sind, durch abnehmende Allgemeinheit und Konver¬

genz mit Technologien gekennzeichnet. 'In ihnen entstehen For¬

felder, die spezifisch auf bestimmte technologien hin orientiert

sind oder auch einfach dadurch gekennzeichnet sind, daß sie

mögliche Technologie erforschen, bzw. in immer anderen Zusammenhän¬

gen realisieren (Beispiele wären die Erzeugung neuer Elemente, die

Rekombination der Gene immer komplexerer Organismen, die Entwick¬

wicklung der Embryogenese in vitro). Solche Programme werden in der

Wissenschaft auch dann verfolgt, wenn sie weder der Klärung grund¬
sätzlicher theoretischer Programme dienen, noch unmittelbar auf

nützliche Anwendung bezogen sind.5'Sie können durch Verbote, die

lediglich an den Verfahren der Forschung oder an der Realisierung
von Techniken ansetzen, möglicherweise überhaupt eliminiert werden.
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TABELLE: Zur Verfassungsmäßigkeit von Eingriffen in die

Freiheit der Forschung nach Art. 5 Absatz III GG

(vorläufiger Überblick)
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2. Ist es gerechtfertigt, die Durchsetzung der 'Sozial¬

bindung1 der Wissenschaft der Selbstkontrolle der

Forscher anzuvertrauen?

Die Rechtsbeispiele zeigen, daß die Vorstellung, Wissenschaft sei

ausschließlich auf Erkenntnisgewinn als Ziel und Wahrheit als Wert

bezogen, heute weniger denn je der Realität entspricht.Der Forscher

trägt nicht nur wissenschaftliche sondern auch gesellschaftliche

Verantwortung - selbst in den Bereichen, in denen er das Privileg

der'freien'Forschung genießt. Für die Durchsetzung dieser Verant¬

wortung gibt es drei organisatorische Modelle: Die Gesellschaft

kann sich auf die individuelle Moral der Forscher verlassen, auf

die sozialen Kontrollen innerhalb des professionellen Systems der

Wissenschaft oder auf öffentliche Kontrollen in Rechtsform (Straf¬

gesetze, Verwaltungsregeln, Lizenzen etc.).

Die Verankerung von normativen Schranken der Forschung in inter-

nalisierten moralischen Überzeugungen der handelnden Forscher ist

in jedem Fall Voraussetzung dafür, daß ein System von Kontrollen

mit vertretbarem Aufwand funktioniert. Sie ist aber in der Gegen-
11}

wart weder gesichert,
' noch ist sie ausreichend. Unter Bedin¬

gungen der Konkurrenz um Prioritäten der Entdeckungen ist frei¬

williger und damit möglicherweise einseitiger Forschungsverzicht

unwahrscheinlich.

Die institutionalisierte Wissenschaft ist traditionell nicht

als Dienstleistung konzipiert, sie ist eine Profession ohne

Klienten.12' Ihr fehlen daher Zulassungsbedingungen und Sank¬

tionen (Approbation, Standesgerichtsbarkeit etc.), wie sie die

klassischen Professionen (Ärzte, Rechtsanwälte) kennen, und

durch die der Klient vor Inkompetenz und Ausbeutung seiner Ab¬

hängigkeit geschützt, sowie die öffentliche Verantwortlichkeit

des beruflichen Handelns gesichert wird. In der Wissenschaft

beschränkt sich die Kontrolle der peers im wesentlichen auf die

Qualität der Forschung, ihren wissenschaftlichen Wert. Die

wissenschaftlichen Gesellschaften können diese professionelle

Struktur, die dem Modell voft Forschung als einer prinzipiell

verantwortungsfreien Tätigkeit entspricht, nicht korrigieren.

Die von ihnen propgierten 'ethischen Kodes' bleiben mangels

wirksamer Sanktionen Apelle an die Moral der Forscher.13' Über¬

dies müssen sie in der Frage von Forschungseinschränkungen

als prinzipiell 'befangen' gelten, da ihr erstes und legitimes
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Interesse die Sicherung der Freiheit der Forschung ist.

Öffentliche Verantwortung der Forschung verlangt öffentlichee

Kontrolle. Dabei ist letztlich nicht entscheidend, wie begründet

das Mißtrauen gegenüber den Wissenschaftlern ist, die Gesell-

schaft hat ein Recht zu mißtrauen. '
Nur öffentliche Kontrollen

können auch für die Industrieforschung verbindlich gemacht werden

Gegenüber der institutionalisierten Wissenschaft können diese

Kontrollen in der Einrichtung zusätzlicher professioneller Kon¬

trollmechanismen bestehen, die mit delegierter Sanktionsmacht

ausgestattet werden. Diesem Modell neigen die U.S.A. zu: obliga¬

torischer 'institutional review' und Einbeziehung von Vertretern

der Öffentlichkeit.16^

3. Bindung der Wissenschaft an Verfassungswerte vs.

Wandel der Verfassungswerte durch Wissenschaft

Die gesellschaftlichen Werte, an die Wissenschaft gebunden ist,

der Umfang der absoluten Individualrechte, die Definitionen der

Menschenwürde, die Inhalte des Sittengesetzes, sind historisch

wandelbar. '' Der Wandel geschieht weitgehend naturwüchsig. Er ist

das ungeplante Resultat von Handlungen, die Individuen im Rahmen

(und unter den sozialen Bedingungen) ihrer verfassungsmäigen Frei¬

heit vollziehen. ' Mit der Ausdehnung staatlicher Gesellschafts¬

politik wird sozialer Wandel strategisch. Damit reduziert sich sein

Potential für Wertwandel. Der Staat handelt nicht im Rahmen verfas¬

sungsmäßiger Freiheit sondern im Rahmen der Verfassung. Politische

Planung gesellschaftlicher Entwicklung muß sich durch Konformität

mit den bestehenden Verfassungswerten und -zielen legitimieren.
'

Auf die Wissenschaft angewandt, heißt das: Die Politisierung der

Forschung durch staatliche Förderung, Steuerung und Folgenkontrolle

nähert die Legitimationsbedingungen der Wissenschafts- und Techno-

logiebedingungen denen für staatliches Handeln an. Diese Entwick¬

lungen fallen zunehmend unter die rechtliche Kontrolle der gegen¬

wärtigen Interpretationen fundamentaler Werte und werden als Fak¬

toren der Innovation dieser Interpretationen tendentiell ausge¬

schaltet. Das Wertsystem folgt den Veränderungen der gesellschaft¬

lichen Praxis, aber es kann gegen Veränderungen durch die Praxis der

Forschung (im Prinzip) immunisiert werden. Ob das geschieht, ist

eine Frage von politischen Entscheidungen, durch die auf einer

Metaebene festgelegt wird, unter welchen Bedingungen sich der

der Gesellschaft vollziehen soll. Nur wenige der möglichen
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20)
Forschungsbeschränkungen sind zwingend.

' Die institutionalisierte

Wissenschaft fordert, daß die Dynamik von Erkenntnis und Technik

grundsätzlich freibleibt und die Gesellschaft die Last ständiger

Anpassung an die Resultate übernimmt. Technokratische Tendenzen

der Politik und der Technologiebedarf der kapitalistischen Wirtschaft

stützen eine solche Position. In der Gesellschaft in gesamt ist sie

jedoch bestritten. Die Ideale des Aufbruchs in den Fortschritt, des

Wachstums, der Grenzüberschreitung, durch die diese Position ideolo¬

gisch verankert werden könnte, verlieren ihre Überzeugungskraft. '

Die gegenwärtig zu beobachtenden Spannungen zwischen Wissenschafts¬

bedarf und Wissenschaftskritik werden zu einer neuen Balance von

Wissenschaftsgläubigkeit und Fortschrittskontrolle führen.Von dieser

Balance wird abhängen, ob die Dynamik von Forschung und Technologie
die fundamentalen Werte der Gesellschaft umwerten kann oder von ihnen

restringiert wird. Damit ist die Frage der Legitimation der Wissen¬

schaft im Verhältnis zu diesen Werten vom Verfassungsrecht an die

Analyse sozialer Prozesse zurückgegeben.
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